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22.
18. XII. 13 
X II ZB 268/13

23.
7 .1. 14
X  ZB 15/13

Eine Vergütung für die alleinige Nutzung der Ehewohnung 
kann auch zugesprochen werden, wenn ein Ehegatte während 
des Getrenntlebens aus einer Ehewohnung weicht, für die bei­
den Ehegatten gemeinsam ein unentgeltliches Wohnungsrecht 
eingeräumt ist. Dies setzt nicht voraus, dass der in der Ehewoh­
nung verbleibende Ehegatte die ihm durch die ungeteilte N u t­
zung zuwachsenden Vorteile wirtschaftlich verwerten kann..

a) Ist in einem in den Geltungsbereich des Vierten Teils des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen fallenden Ver­
gabeverfahren der Preis alleiniges Zuschlagskriterium, dürfen 
Nebenangebote grundsätzlich nicht zugelassen und gewertet 
werden.
b) Die für Nebenangebote vorzugebenden Mindestanfor­
derungen brauchen im Allgemeinen nicht alle Details der 
Ausführung zu erfassen, sondern dürfen Spielraum für eine 
hinreichend große Variationsbreite in der Ausarbeitung von 
Alternativvorschlägen lassen und sich darauf beschränken, 
den Bietern, abgesehen von technischen Spezifikationen, in 
allgemeinerer Form den Standard und die wesentlichen Merk­
male zu vermitteln, die eine Alternativausführung aufweisen 
muss.
c) Die vergaberechtskonforme Wertung von Nebenangebo­
ten, die den vorgegebenen Mindestanforderungen genügen, 
ist durch Festlegung aussagekräftiger, auf den jeweiligen 
Auftragsgegenstand und den mit ihm zu deckenden Bedarf 
zugeschnittener Zuschlagskriterien zu gewährleisten, die es 
ermöglichen, das Quaütätsniveau von Nebenangeboten und 
ihren technisch-funktionellen und sonstigen sachlichen Wert 
über die Mindestanforderungen hinaus nachvollziehbar und 
überprüfbar mit dem für die Hauptangebote nach dem Amts­
vorschlag vorausgesetzten Standard zu vergleichen.
d) Im offenen Verfahren ist die Vergabestelle nicht an die
einmal bejahte Eignung eines Bieters gebunden; verneint sie 
dessen Eignung nachträglich, insbesondere erst, nachdem 
dieser einen Nachprüfungsantrag gestellt hat, kann dies le­
diglich Anlass geben, besonders kritisch zu prüfen, ob die 
Entscheidung die im Interesse eines verantwortungsvollen 
Einsatzes öffentlicher Mittel gebotene Korrektur einer Feh­
leinschätzung darstellt oder von sachfremden Erwägungen 
getragen ist. (»Stadtbahnprogramm G era«)................................
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24.
9 .1. 14
IX  ZR 209/11

25.
14 .1 .14 
XI ZR 355/12

26.
21.1. 14 
VI ZR 253/13

a) Sind im Insolvenzplan und in der für die Gläubiger be­
stimmten Zusammenfassung widersprüchliche Regelungen 
enthalten, ist der rechtskräftig bestätigte Insolvenzplan maß­
geblich.
b) Wird der Insolvenzverwalter im Insolvenzplan ermächtigt» 
anhängige Anfechtungsklagen nach Aufhebung des Insolven­
zverfahrens fortzuführen» werden diese Prozesse durch die 
Eröffnung eines neuen Insolvenzverfahrens über das Ver­
mögen des Schuldners unterbrochen. Der Verwalter in dem 
neuen Insolvenzverfahren kann den Rechtsstreit aufnehmen.
c) Wird der Insolvenzverwalter im Insolvenzplan ermäch­
tigt, anhängige Anfechtungsklagen nach Aufhebung des 
Insolvenzverfahrens fonzuführen, fallen die geltend ge­
machten Ansprüche in die Masse, wenn vor vollständiger 
Erfüllung des Plans ein neues Insolvenzverfahren über das 
Vermögen des Schuldners eröffnet wird......................................  344

Die von einem Kreditinstitut im Wertpapiergeschäft mit Pri­
vatkunden in einer »Rahmenvereinbarung für Wertpapierge­
schäfte« verwendete Bestimmung (Behaltensklausel)
»Der Kunde erklärt sich damit einverstanden, dass die Bank 
die von den Emittenten an sie geleisteten Vertriebsvergütun­
gen bchäk, vorausgesetzt, dass die Bank die Vertriebsvergü­
tungen nach den Vorschriften des Wertpapierhandelsgesetzes 
(insbesondere § 31d W pHG) annehmen darf. Insoweit treffen 
der Kunde und die Bank die von der gesetzlichen Regelung 
des Rechts der Geschäftsbesorgung (§§ 675, 667 BG B, § 384 
H G B ) abweichende Vereinbarung, dass ein Anspruch des 
Kunden gegen die Bank auf Herausgabe der Vertriebsvergü­
tungen nicht entsteht.«
ist wirksam, wenn die Kunden bei Abschluss der Rahmenver­
einbarung -  insbesondere durch Angaben zu Art und Höhe 
der zu erwartenden Vertriebsvergütungen -  in geeigneter 
Weise in die Lage versetzt werden, den wirtschaftlichen Wert 
ihres Verzichts einzuschätzen und die Vereinbarung auf dieser 
Grundlage abzuschließen; mit der Klauselgestaltung darf zu­
dem weder eine Einschränkung der Entscheidungsfreiheit des 
Kunden noch eine Beschränkung der bei Abschluss des kon­
kreten Wertpapiergeschäfts von Rechts wegen erforderlichen 
Kundeninformation verbunden sein....................................... 355

a) Für die Zurechnung der Betriebsgefahr kommt es maß­
geblich darauf an, dass der Unfall in einem nahen örtlichen 
und zeitlichen Zusammenhang mit einem bestimmten Be­
triebsvorgang oder einer bestimmten Betriebseinrichtung des 
Kraftfahrzeuges steht.
b) Steht der Brand eines geparkten Kraftfahrzeuges in einem
ursächlichen Zusammenhang mit dessen Betriebseinrichtun­
gen, ist der dadurch verursachte Schaden an Rechtsgütern 
Dritter im Sinne des § 7 Abs. 1 StVG regelmäßig der Betriebs­
gefahr zuzurechnen........................................................................... 377
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